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«Gruppe ist massiv untervertreten»
Vier Personen ausNid- undObwaldenwollen sich in Bern fürmehr politische Beteiligung vonMenschenmit Behinderung einsetzen.

Manuel Kaufmann

DieNidwaldnerCyrill Scheuber,
Thomas Z’Rotz undCloé Besse
und der Obwaldner Adrian
Haueter-Zumbühl haben zwei
Gemeinsamkeiten: Zum einen
haben sie alle ein Interesse an
Politik, zum anderen möchten
sie sich fürMenschenmitBehin-
derungeneinsetzen –eineGrup-
pe, zuder sie alle selbst gehören.
An der ersten Behindertenses-
sionderSchweiz erhalten siedie
Gelegenheit, sich für ihreAnlie-
gen starkzumachen. Vorausge-
setzt, sie werden gewählt.

Die Session findet am
24. März im Bundeshaus statt.
Dabei debattieren44Menschen
mit Behinderung im National-
ratssaal. Ziel der Session ist es,
die Hindernisse für Menschen
mitBehinderungen für dieTeil-
nahme am politischen Gesche-
hen aus der Welt zu schaffen.
Am Ende der Session verab-
schieden die Teilnehmenden
eine entsprechendeResolution.

Auchviele jungeMenschen
setzensichein
Als Personen mit Behinderung
gelten gemäss Behinderten-
gleichstellungsgesetz «Perso-
nen, die ein dauerhaftes Ge-
sundheitsproblem haben und
diebeiTätigkeitendesnormalen
Alltagslebens (stark oder etwas)
eingeschränkt sind.» Dies sind
rund 22 Prozent der Schweizer

Bevölkerung. Beworben haben
sichüber200Personenausallen
Regionen in der Schweiz. Einer
davon ist Thomas Z’Rotz. Der
Stanser lebt seitGeburtmiteiner
Arthrogryposis und verbrachte
seine Kindheit bis 14-jährig in
derRehabilitationsstationAffol-
tern am Albis. In der Sonder-
schule schaffte er es bis zurMa-
turaundarbeitetmittlerweileals
Wirtschaftsinformatiker. Er hat
eine Familie mit heute vier er-
wachsenenKindernund ist inei-
nigen Vorständen rund um das
ThemaselbstbestimmtesLeben
engagiert.

«DieBehindertensession ist
eine wichtige Sache, um aufzu-
zeigen, dass Menschenmit Be-
hinderungen eine grosseGrup-
pe sind, welche in der Politik
massiv untervertreten sind»,
sagt Z’Rotz zu seiner Kandida-
tur.Mittlerweile hat er sich aber
dagegenentschieden, sich aktiv
für seine Kandidatur einzuset-
zen. Dies, weil es ihn so gefreut
hat, dass sich insbesondere vie-
le junge Leute für eine Teilnah-
me beworben haben. Eine
der jüngsten Kandidierenden
kommt aus der Gemeinde Em-
metten. Für die 18-jährige Cloé
Besse ist die Behindertenses-
sion sehr wichtig. Denn dort
möchte sie sich für dasMitspra-
cherecht vonMenschenmitBe-
einträchtigungeneinsetzen.Die
zweisprachig aufgewachsene
Besse lebt selbstmit einer geis-

tigen Beeinträchtigung. «Für
mich ist es sehrwichtig, dasswir
alle mit oder ohne Beeinträch-
tigung die gleichen Rechte ha-
ben», sagtBesse, die eineLehre
als Kunsthandwerkerin in Lu-
zern imAtelierBrändi-Shop an-
gefangenhat. Auchweil siemo-
tiviert sei, etwas zu verändern,
sieht sie sich als die richtigePer-
son für dieBehindertensession.
«Und ich interessiere mich
wirklich sehr für die Politik»,

fügt sie an. Ein grosses Interes-
se an der nationalen Politik
bringt auchCyrill Scheuber aus
Stansmit. «Statt zu gamenoder
Filme zu schauen, informiere
ich mich über politische The-
men», sagt der 25-jährige. Ein
Thema liegt Scheuber beson-
ders am Herzen: selbstständi-
ges Reisen für Rollstuhlfahrer.
Denn Scheuber kammit einem
offenen Rücken zur Welt und
muss immerwieder feststellen,

dassmanbeimUmbauvonBus-
haltestellen und Bahnhöfen
noch nicht amZiel ist.

Cyrill Scheuber ist – soferner
gewähltwird – sehrgespanntauf
den Tag in Bundesbern. Scheu-
ber, der bei Pro Cap Bern in der
Administration arbeitet und im
Vorstand der JungenMitte Nid-
walden ist, sagt:«Ichglaube,alle
könnendort ihreAnliegenoffen
auf den Tisch legen, ohne dass
sich irgendjemand schämen

müsste.» Inklusion vom Papier
indieRealität führen,das istdas
Ziel des einzigen Obwaldner
Kandidaten, des Sarner CVP/
Die Mitte-Kantonsrats Adrian
Haueter-Zumbühl.EineAutoim-
mun-Erkrankung lähmte den
heute52-jährigenVatervondrei
Söhnen2009komplett.Geblie-
bensindmuskuläreDefiziteund
funktionelle Ausfälle der Fein-
motorik in denHänden und der
Wadenmuskulatur.Umgehenzu
können, trägtHaueter-Zumbühl
Unterschenkelstützen.

DeraktivePolitikerwill allen
Menschen mit Behinderungen
Mut machen, sich selbst poli-
tisch zuengagieren.Denn:«Nur
zuzuwarten, bis vielleicht je-
mand auf einen zukommt und
sichnachunserenBedürfnissen
erkundigt, ist kaum zielfüh-
rend.»Oftwürden solcheAnlie-
gen in den Debatten schlicht
vergessen, nicht thematisiert
oder als zu teuerundzuaufwen-
digbewertet.«Es fehltdannein-
fach die ‹andere› Sicht», so der
Sarner. Falls gewählt,möchte er
Verständnis schaffen und dabei
helfen, Vorbehalte und Barrie-
ren abzubauen.

Hinweis
Welche Personen die Sitze an
der Behindertensession einneh-
men, entschieden Sie mit Ihrer
Stimme. Die Wahl ist bis am
21. Januar 2023 unter www.
proinfirmis.ch möglich.

Netto null bis 2040 oder ohne Jahreszahl?
Nidwalden kann am 12.März über zwei Klimavorlagen abstimmen.Dies, weil Regierung und Parlament die Klimainitiative zuweit geht.

Matthias Piazza

Bis spätestens 2040 stösst Nid-
walden netto keine Treibhaus-
gase mehr aus, wodurch der
Kanton klimaneutral wird. Das
verlangt dieKlimainitiative, die
am 2.März vergangenen Jahres
mit rund 1900 Unterschriften
eingereichtwurde.MitHilfe von
verbindlichen Absenkpfaden
soll der Kanton aufzeigen, wie
Netto-Null bis 2040 erreicht
werden kann.

Die Initiative fordertweiter
sozial- und umweltverträgliche
Massnahmen. Diese sollen auf
eine Stärkung der Volkswirt-
schaft ausgerichtet sein,
namentlich mit Instrumenten
der Innovations- und Techno-
logieförderung. Dazu soll ein
Klimaschutz-Artikel in dieKan-
tonsverfassung aufgenommen
werden.

Esbraucht
aktivesEngagement
«Es ist heute unter Fachleuten
unbestritten, dass die vonMen-
schen verursachtenTreibhaus-
gasemissionen für den Klima-
wandel hauptverantwortlich
sind», schreibt dasKomiteeKli-
mainitiative Nidwalden 2040
auf seinerWebsite.DemKomi-
tee gehören nebst Vertreterin-
nen und Vertretern aus Gesell-
schaft und Kultur die Klima-
gruppe Nidwalden, Pro Natura
Unterwalden, die Grünen, die

Grünliberalen und die SP Nid-
walden an.

DerKlimawandel lasse sich
selbst mit rigorosen Klima-
schutzmassnahmennichtmehr
aufhalten, sondernnurnochbe-
grenzen. Mit dem Jahr 2040

will die Initiative das Netto-
Null-Ziel zehn Jahre früher er-
reichen als der Bund. «Gemäss
derWissenschaft und den gän-
gigen Technologien ist dies für
den Kanton machbar», sagt
AlexanderHuser, Präsident der

GrünenNidwalden, dazu.Über
die genaue Jahreszahl könne
man sich streiten.

«Der Punkt ist aber, dass
Nidwalden als betroffenerKan-
ton mit dieser Initiative ein
wichtiges Zeichen setzen kann:

Ein innovativerKanton geht ein
globales Problem regional an.»
Der Regierung und dem Land-
rat ist das Ziel, Klimaneutralität
bis 2040 zu erreichen, zu ehr-
geizig. Dies sei wesentlich am-
bitionierter als die meisten der

kantonalen, nationalen und
internationalen Aktionspläne,
die auf dieUmsetzung2050ab-
zielten, argumentierte Land-
wirtschafts- undUmweltdirek-
tor JoeChristennamensderRe-
gierung in der Landratsdebatte
im vergangenen Oktober. Sie
legte dem Parlament einen
Gegenvorschlag für einen neu-
enVerfassungsartikel vor, ohne
Jahreszahl. Der Landrat unter-
stützte denGegenvorschlagmit
insgesamt 54 Ja- zu 4 Nein-
Stimmen.

EindrittesKreuz
fürodergegendieVorlage
DieVolksinitiative empfahl das
Parlament mit 14 zu 44 Stim-
men zur Ablehnung. Das Nid-
waldnerStimmvolkkanndarum
an der Urne über die Initiative
und den Gegenvorschlag ab-
stimmen. Mit einem dritten
Kreuzchen bestimmen die
StimmbürgerinnenundStimm-
bürger, welche Vorlage in Kraft
treten soll, falls beide Vorlagen
angenommen werden sollten.
Bis spätestens 17.Februar will
der Kanton gemäss eigenen
Angaben die Abstimmungs-
unterlagen zustellen.

Auch im Kanton Obwalden
wird am 12.März über eine sol-
che Klimainitiative abge-
stimmt. Regierung und Parla-
ment empfehlen sie ebenfalls
zur Ablehnung, aber ohne
Gegenvorschlag.

Alexander Huser, Präsident der GrünenNidwalden (rechts), überreichte Landratssekretär Emanuel Brügger von der Staatskanzlei Nidwalden
die rund 1900 Unterschriften für die Klimainitiative. Bild: Matthias Piazza (Stans, 2. März 2022)

Beim barrierefreiem Reisen im ÖV sollte politisch noch mehr passieren, findet Cyrill Scheuber. Bild: PD


